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(3) Die Sitzungen der Ausschüsse sind öffentlich, soweit 
die Ausschüsse nichts anderes beschließen.

§37

(1) Der Vorstand des Ausschusses setzt den Termin für 
jede Ausschußsitzung fest und unterbreitet den Vorschlag für 
die Tagesordnung, soweit der Ausschuß nicht selbst darüber 
entschieden hat. Er gibt den Mitgliedern des Ausschusses 
hiervon rechtzeitig Mitteilung und informiert das Präsidium 
der Volkskammer, das den Ministerrat in Kenntnis setzt.

(2) Über die Ergebnisse der Ausschußsitzungen sind Nie­
derschriften anzufertigen.

IV. Die Rechte und Pflichten der Abgeordneten

§38

(1) Die Abgeordneten der Volkskammer erfüllen ihre ver­
antwortungsvollen Aufgaben im Interesse und zum Wohle 
des gesamten Volkes. (Artikel 56 Absatz 1 der Verfassung)

(2) Die Abgeordneten der Volkskammer erörtern und ent­
scheiden auf den Tagungen der Volkskammer kollektiv die 
Grundfragen der Entwicklung der Deutschen Demokratischen 
Republik. Sie sind berechtigt und verpflichtet, an der Vor­
bereitung der Entscheidungen der Volkskammer sowie an 
der Kontrolle ihrer Durchführung aktiv mitzuwirken.

§39

(1) Die Abgeordneten der Volkskammer fördern in Zu­
sammenarbeit mit den Ausschüssen der Nationalen Front 
der Deutschen Demokratischen Republik, den gesellschaft­
lichen Organisationen und den staatlichen Organen die Mit­
wirkung der Bürger an der Vorbereitung und Verwirk­
lichung der Gesetze. (Artikel 56 Absatz 2 der Verfassung) Die 
Abgeordneten studieren die Erfahrungen der Werktätigen 
bei der Durchführung der Gesetze und Beschlüsse.

(2) Die Abgeordneten halten enge Verbindung mit ihren
Wählern. Sie sind verpflichtet, deren Vorschläge, Hinweise 
und Kritiken zu beachten und für eine gewissenhafte Be­
handlung Sorge zu tragen. (Artikel 56 Absatz 3 der Verfas­
sung) 4

(3) Die Abgeordneten erläutern den Bürgern die Politik des 
sozialistischen Staates. (Artikel 56 Absatz 4 der Verfassung)

(4) Die Abgeordneten sind verpflichtet, regelmäßig Sprech­
stunden und Aussprachen durchzuführen sowie den Wäh­
lern über ihre Tätigkeit Rechenschaft zu legen. (Artikel 57 
Absatz 1 der Verfassung)

§40

Der Ministerrat sichert, daß die Staats- und Wirtschafts-, 
organe den Abgeordneten die erforderliche Hilfe bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben geben und sie über Maßnah­
men informieren, die auf Grund kritischer Hinweise und 
Vorschläge der Abgeordneten eingeleitet worden sind.

§41

Die Leiter der Betriebe, Kombinate und Einrichtungen so­
wie die Vorstände der Genossenschaften sind verpflichtet, 
mit den Abgeordneten zusammenzuarbeiten, sie durch In­
formationen und Beratungen in ihrer Abgeordnetentätigkeit, 
insbesondere bei ihrem öffentlichen Auftreten sowie bei der

Durchführung von Sprechstunden, zu unterstützen. Sie ha­
ben die Bedingungen dafür zu schaffen, daß die Abgeordne­
ten in den Betrieben, Kombinaten, Genossenschaften und 
Einrichtungen ihre Verantwortung voll wahmehmen kön­
nen.

§42

Die Abgeordneten der Volkskammer haben das Recht, an 
den Tagungen der örtlichen Volksvertretungen mit beraten­
der Stimme teilzunehmen. (Artikel 58 der Verfassung)

§43

(1) Die Abgeordneten der in der Volkskammer vertretenen 
Parteien und Massenorganisationen können sich zu Fraktio­
nen zusammenschließen.

(2) Die Bildung einer Fraktion, das Verzeichnis ihrer Mit­
glieder sowie die Namen des Vorsitzenden, des Stellvertre­
ters und des Sekretärs der Fraktion sind dem Präsidium der 
Volkskammer schriftlich mitzuteilen.

§44

(1) Die den Abgeordneten im Zusammenhang mit ihrer Tä­
tigkeit bekanntwerdenden vertraulichen Materialien und In­
formationen unterliegen der Geheimhaltung.

(2) Das Präsidium der Volkskammer trifft dazu die erfor­
derlichen Festlegungen.

§45

(1) Die Abgeordneten und Nachfolgekandidaten der Volks­
kammer erhalten eine steuerfreie Aufwandsentschädigung. 
Ein Verzicht ist unzulässig. Abgeordnete und Nachfolgekan­
didaten haben das Recht zur freien Fahrt auf öffentlichen 
Verkehrsmitteln.

(2) Über notwendige Regelungen beschließt das Präsidium 
der Volkskammer.

(3) Weitere Rechte der Abgeordneten der. Volkskammer 
ergeben sich aus Artikel 60 der Verfassung.

§46

(1) Die Rechte und Pflichten der Abgeordneten der Volks­
kammer beginnen mit ihrer Wahl und enden am Tage der 
Wahl zur Volkskammer der neuen Wahlperiode.

(2) Das Mandat eines Abgeordneten erlischt mit Ende der 
Wahlperiode der Volkskammer, durch Tod, durch Verlust 
der Wählbarkeit, durch Aufhebung des Mandats oder durch 
Abberufung. Die Volkskammer stellt bei Tod oder Verlust 
der Wählbarkeit die Tatsache des Erlöschens des Mandats 
fest.

(3) Abgeordnete können die Aufhebung ihres Mandats 
in Abstimmung mit der Partei oder Massenorganisation,' de­
ren Fraktion sie angehören, beantragen. Die Aufhebung des 
Mandats kann auch von der Partei oder Massenorganisation 
beantragt werden, deren Fraktion der Abgeordnete ange­
hört. Die Volkskammer entscheidet über die Anträge.

(4) Ein Abgeordneter, der seine Pflichten gröblich verletzt, 
kann von den Wählern gemäß dem gesetzlich festge­
legten Verfahren abberufen werden. (Artikel 57 Absatz 2 der 
Verfassung) Die Entscheidung über die Abberufung des Ab­
geordneten trifft die Volkskammer.


